
dass man in absehbarer Zeit wieder
unter Zugzwang stehen wird, zusätz-
liche Haftplätze zu schaffen, wurde
auch im bürgerlichen Lager geteilt.
Es sei nicht absehbar, dass sich die
Ausgangslage in den nächsten Jahren
ändert, so Maja Riniker (FDP, Suhr).
Mit der nun bewilligten Erweiterung
werde die Auslastung auf 100 Pro-
zent sinken, empfohlen seien 85 Pro-
zent. Darum «gehen wir davon aus,
dass der Vollausbau in wenigen Jah-
ren nötig sein wird», so Riner. Das
sah Herbert Strebel (CVP, Muri) auch
so. Nur zweifle er daran, dass die fi-
nanzielle Situation dann besser sei.

Er forderte die Regierung auf, mit
anderen Kantonen die Möglichkeiten
für gemeinsame Gefängnislösungen
zu prüfen.

Häftlinge abgewiesen
Der Bedarf blieb im Parlament un-

bestritten. Es könne schliesslich
nicht angehen, dass Strafen nicht
vollzogen werden, weil die Haftkapa-
zitäten dafür fehlen, gaben Roland
Agustoni (GLP, Rheinfelden) und Ste-
fan Haller (BDP, Dottikon) zu beden-
ken. In der Tat musste das Amt für
Justizvollzug bereits ein Moratorium
für den Vollzug von in Haft umge-

wandelten Strafen bei nicht bezahl-
ten Bussen verfügen. Auch mussten
in einzelnen Fällen Haftunterbrüche
mit vorläufiger Entlassung angeord-
net werden, um Platz für Untersu-
chungshäftlinge zu schaffen.

Mit dem 25-Millionen-Kredit war
auch die SVP einverstanden. Es gab
auch keine Kritik wegen angeblich zu
luxuriöser Ausstattung. Würde sich
der Kanton beim Gefängnisbau nicht
an gewisse Standards zum Beispiel
bezüglich Flächenbedarf halten, gin-
gen Bundessubventionen von 5,5
Millionen für den Erweiterungsbau
verloren.

Neben dem neuen Zentralgefängnis in

Lenzburg (Gebäude ganz rechts) soll

bis 2017 ein Erweiterungsbau für zu-

sätzliche Haftplätze für kurze Freiheits-

strafen und Untersuchungsgefangene

entstehen. 
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er steigende Bedarf an Haft-
plätzen und die Kapazitäts-
engpässe haben verschiedene

Gründe. Zu einer Zunahme der In-
haftierungen haben gezielte Fahn-
dungen und die schärfere Bestrafung
von Mehrfachtätern im Zug der Ak-
tion «Crime Stop» geführt. Spürbar
sind auch die Auswirkungen der
Strafgesetz-Revision: Es gelangen

D vermehrt Ersatzfreiheitsstrafen zum
Vollzug, weil die Verurteilten die teil-
weise hohen Geldstrafen und Bussen
nicht bezahlen können. Mit der neu-
en Strafprozessordnung ist auch die
Dauer der vom Zwangsmassnahmen-
gericht angeordneten Untersu-
chungshaften länger geworden. Auch
Festnahmen bis 24 Stunden, welche
die Polizei in eigener Kompetenz vor-

nehmen kann, hat den Platzbedarf
erhöht. Für die Zukunft ist mit einem
weiteren Anstieg des Bedarfs an
Haftplätzen zu rechnen, da vorgese-
hen ist, wieder vermehrt kurze Frei-
heitsstrafen anstelle von Geldstrafen
zu verhängen. Der Regierungsrat
geht davon aus, dass dies etwa bei
der Hälfte der bisherigen Geldstrafen
der Fall sein wird. (MOU)

Warum es noch mehr Haftplätze brauchen wird
BEDARF STEIGT WEITER

Spezielle Schneider für Cremeschnitten,
Solar-Kochanlagen für Haiti oder Pillen
gegen Multiple Sklerose (MS) – die Aar-
gauer sind erfinderisch. Ideen als geisti-
ges Eigentum zu schützen, soll für Tüft-
ler aus dem Kanton bald einfacher wer-
den: Spätestens ab Mai können kleinere
und mittlere Unternehmen im High-
tech-Zentrum in Brugg abklären, ob sie
ihre Innovation patenrechtlich schützen
können oder ob bereits ein Patent für
ein ähnliches Produkt besteht. Dank ei-
nem Kooperationsvertrag zwischen
dem Hightech-Zentrum und dem Eidge-
nössischen Institut für Geistiges Eigen-
tum bleibt ihnen der Gang nach Bern
somit in Zukunft erspart.

Das geistige Eigentum zu schützen
oder bestehende Patente nicht zu ver-
letzen, sei wichtig, sagt Martin Bopp,

Geschäftsführer des Hightech-Zent-
rums. «Vor allem kleinere und mittlere
Unternehmen beschäftigten sich zu we-
nig mit Patent- und Markenschutz.» Die
Kosten für eine Patentverletzung könn-
ten rasch sehr hoch werden. Mit der
Möglichkeit, Recherchen über Patente
neu auch in Brugg durchführen zu kön-
nen, werde die Beratung der Firmen
einfacher. «Alles findet neu an einem
Ort statt – die Unterstützung bei Inno-
vationsprojekten und Technologiefra-
gen bis zur Abklärung über die Patent-
situation.» Patente schreiben werde das
Hightech-Zentrum aber nicht, stellt
Bopp klar. «Anwaltsaufgaben überneh-
men wir keine. Wir klären zusammen
mit den Unternehmen ab, welche Mög-
lichkeiten bestehen, um geistiges Eigen-
tum zu schützen – wir leisten sozusa-
gen die Vorarbeit.»

Seit über zwei Jahren besteht das
Hightech-Zentrum in Brugg als Anlauf-
stelle für innovationswillige KMU im
Kanton und als Bindeglied zwischen
Forschung und Wirtschaft. Der Auftrag:
möglichst viele Aargauer Unternehmen
zu Innovationsprojekten zu animieren
und damit langfristig das Pro-Kopf-Ein-
kommen im Kanton zu steigern.

VON STEFANIE SUTER

Tüftler erhalten
Hilfe aus Brugg
Patente Unternehmen kön-
nen bald auch im Kanton
recherchieren, ob sie ihre Er-
findungen schützen können.

Ideen wie dieser Cremeschnittenschneider sollen besser geschützt werden. SRF

stellen, dass alles rechtskonform ver-
rechnet wird. Hier soll das Projekt
«Administration Lehrpersonen der
Schule Aargau» Abhilfe schaffen und
letztlich auch Kosten sparen. Der
Grosse Rat hat dafür 2013 einen Kre-
dit von 2,6 Millionen bewilligt. Doch
die Komplexität des Informatik-Pro-
jekts wurde offensichtlich gehörig
unterschätzt. Es verteuert sich um
fast einen Drittel. Gestern hatte der
Grosse Rat über eine Aufstockung
der Mittel um 770 000 Franken auf
3,4 Millionen zu befinden.

Das Projekt als solches ist an sich
unbestritten, zumal es einmal umge-
setzt ja langfristig den Aufwand für
die Bildungsadministration senken
soll. Und auf halbem Weg ist ein Zu-
rück kaum mehr möglich, denn die
erste Etappe ist bereits angelaufen

und geht am kommenden Montag in
zehn Pilotgemeinden in den Testbe-
trieb. Darum blieb dem Grossen Rat
kaum etwas anderes übrig, als die
verlangten Mittel zähneknirschend
zu genehmigen. Das tat er auch mit
79 gegen 40 Stimmen, Bildungsdi-
rektor Alex Hürzeler musste sich al-
lerdings einiges an Kritik gefallen las-
sen. Auch aus den eigenen Reihen.
SVP-Sprecherin Tanja Suter (Gipf-
Oberfrick) sprach von «Salamitak-
tik». Für Marianne Binder (CVP, Ba-
den) ist bei allen Unwägbarkeiten,
die solche IT-Projekte beinhalten, ei-
ne Kostenüberschreitung gleich um
30 Prozent «jenseits von Gut und Bö-
se», und Lilian Studer (EVP, Wettin-
gen) gab eine zähneknirschende Zu-
stimmung zu Protokoll, weil «sonst
nur noch mehr Geld verlocht» wür-

de. Im Vorfeld der Ratsdebatte von
gestern hatte sich die Gefahr abge-
zeichnet, dass das Geschäft an die
Regierung zurückgewiesen werden
könnte. Erst darauf lieferte das Bil-
dungsdepartement ein weiteres Fact
sheet nach, um die Kostenüber-
schreitung und die Etappierung des
Projekts zusätzlich zu erklären und
begründen. «Mehr als unschön», sei
das, den Grossen Rat faktisch trotz
grosser Bedenken zur Zustimmung
zu einem Geschäft zu zwingen, kriti-
sierte Kathrin Scholl (SP, Lenzburg).
Das Abstimmungsergebnis in der
vorberatenden Kommission (sieben
Enthaltungen) hätte ihrer Meinung
nach die Regierung zumindest veran-
lassen müssen, die Grossräte nicht
erst in letzter Minute mit zusätzli-
chen Informationen zu versorgen.

 aus dem Ruder gelaufen

In der Asyl-Debatte sagte SVP-Frakti-
onschef Andreas Glarner gestern
Abend kurz vor Sitzungsende im Gros-
sen Rat, es gebe im Aargau «mindes-
tens von der Währung her zwei Carlos-
Fälle» von Asylbewerbern. Damit spiel-
te Glarner auf den Zürcher Fall eines
schwer erziehbaren Jugendlichen an,
der monatlich Kosten von 29 000 Fran-
ken verursachte. Glarner hat erfahren,
dass zwei unbegleitete jugendliche
Asylbewerber in begleitetem Wohnen
untergebracht sind, was den Kanton
rund 8500 Franken pro Person und
Monat koste. Hochgerechnet auf ein
Jahr wären das je 102 000 Franken.

Die für den Asylbereich zuständige
Regierungsrätin Susanne Hochuli ant-
wortete, sie wolle dem Eindruck vor-
beugen, man könne im Aargau zwei
«Carlos-Fälle konstruieren». Sie bestä-
tigte, dass zwei unbegleitete minder-
jährige Asylsuchende bei der Firma
Move On in Untersiggenthal fremdplat-
ziert sind. Diese habe vom Bildungsde-
partement eine Betriebsbewilligung.
Dort können Kinder und Jugendliche

fremdplatziert werden. Die beiden
Fremdplatzierungen seien vom Kinder-
und Erwachsenenschutzdienst Aarau
vorgenommen und von der Kindes-
und Erwachsenenschutzbehörde
(Kesb) bewilligt worden. Der kantonale
Sozialdienst, der für die dabei auflau-
fenden Kosten von 285 Franken pro
Tag und Person (oder eben rund 8 500
im Monat) aufkommt, sei «an den Ent-
scheid der Kesb gebunden, so wie es
bei allen Kindern und Jugendlichen der
Fall ist, wenn die Kesb einen Entscheid
trifft».

Kesb ist zuständig
Im Anschluss an die Grossratssit-

zung sagte Hochuli gegenüber der az,
die Fremdplatzierung sei Sache der
Kesb und nicht des Departements.
Und das sei richtig so. Markus Raben-
stein, Gesamtleiter von Move On, sag-
te gegenüber der az, er könne keine
Angaben machen. Er könne aus Da-
tenschutzgründen Auskünfte grund-
sätzlich nur mit Genehmigung des
Auftraggebers erteilen. Die Kesb war
gestern Abend nicht mehr erreichbar
für eine Stellungnahme.

8500 Franken
pro Monat für
Unterbringung
Kosten Zwei jugendliche Asylbewerber
wurden fremdplatziert, der Kanton zahlt

VON MATHIAS KÜNG


